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Lum Tebrgsng kür Versucbsringwesen
der Vad . LsndwirtsckattsKammer

Unter den mannigfachen Matznahmen zur Behebung und
Überwindung der gegenwärtigen schweren Rot der Landwirt¬
schaft stellen die Bersuchsringe eines der erfolgreichsten Mittel
bäuerlicher Selbsthilfe dar . Die organisierte Nutzbarmachung
und Indienststellung der neuesten wissenschaftlichenErrungen¬
schaften und moderner Landwirtschaftstechnik in die gesamte
landwirtschaftliche Produktion findet im vielseitigen Aufgaben -
kreis der Bersnchsringe zietbewutzten Ausdruck. Hier wird dem
angeschlossenen Landwirt unter strenger Beachtung der vorlie¬

genden natürlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse durch
den praktischen Anschauungsunterricht des Versuchs auf eige¬
ner Scholle der Weg gezeigt, wie durch rationelle Bearbeitung ,
erprobte Kulturmatznahmen , passende Sortenwahl , entspre¬
chende Düngung , zeitgemätzen Futterbau , wirksamen Pflan¬
zenschutz , zweckmässige Leistungsfütterung und rentable be¬
triebwirtschaftliche Massnahmen der Ertrage erhöht und die
Produktionskosten gesenkt werden können.

Dank zielbewusster Zusammenarbeit von LandwirtschastS-
kammer und Landwirtfchaftsschulen ist es mit Hilfe von Mit¬
teln des Reichs, der Kammer und Kreise in der kurzen Zeit
von kaum zwei Jahren gelungen , die bisherige Zersplitterung
in der Landwirtschaftsförderung durch Verkettung voN Staats -
Hilfe und Selbsthilfe im ganzen Lande zu beheben. Landwort¬
schaftsschule und Bersuchsring reichen sich unter Oberleitung
der Landwirtfchaftskammer für die Folge die HaNd, um durch
„Versuch und Beispiel" möglichst in allen Gemeinden des Lan¬
des die Grundlagen rationeller Landwirtschaft zu schaffen.
In 29 bäuerlichen Vevsuchsringen mit etwa 856 Ringgemein¬
den — das sind gut die Hälfte sämtlicher Gemeinden -des Lan¬
de? — sind über 2050 bäuerliche Dersuchswirtschaften mit 8180
Versuchen heute schon tätig , um die grosse Masse der kleinen
und mittleren Landwirte zu fortschrittlicher Betriebsführung
anzuregen und anzueifern und damit zur Überwindung der
Agcarnot wie auch der Nahrungsfreiheit unseres Volkes bei-
zutragen .

Die 3180 Versuche verteilen sich auf 2107 Versuche des Acker.
baueS wie Sorten -, Dünyungs -, BodenbearbeitungS - und
und Knlturversuche verschiedener Art , 668 Grünland - und
Ackerfutterversuche, 36 Handelsgewächs- und Obsdbauversuche,
60 Versuche der Viehwirtschaft, 110 der Betriebswirtschaft und
205 Pflanzenschutzbersuche. Ausserdem enthält das Arbeits -

Programm 1928 beveits die Durchführung von 96 Beispiels -
ackern. 169 Beispielswiesen , sowie von 81 grösseren Melioratio -
men in den verschiedenen Teilen des Landes .

Auf dem 'Wege vom „Versuchs- " zum „Beispielsacker" und
der „Beispielswiese" müssen sich diese über 2000 Versuchswirt¬
schaften zu ebensovielen „Beispielswirtschaften " m kürzester
Frist entwickeln, um als neuzeitliche und gutgeleitete Bauern -
wirtschaften durch das Beispiel einwandfreier Betriebsführung
befruchtend auf die Rachbavbetriebe in der Gemeinde in mög¬
lichst weitem Umkreis einzuwirken .

Die badischen Landesokonornteräte sind in ihrer Eigenschaft
als Versuchsringleiter mit ihren Assessoren und Ringassisten¬
ten etwa 70' an Zahl , für die Tage des 18. bis 20 . Juni von
der Landwirtschaftskammer zu einem Lehrgang für Bersuchs-
ringwesen in die Landeshauptstadt zusammengerufen -. um in
Vorträgen hervorragender Vertreter der Landwirtschafts -
Wissenschaft , landtr irtfchaftticher Hochschulen und Universi-
täten , sich mit dem neuesten Stand der Wissenschaft und Tech¬
nik oder auf Exkursionen riach dem Versuchsfeld der Abteilung
Pflanzenbau in Forchheim einschliesslich Reichstabakforschungs-
instttut und der Saatzuchtanstält Rastatt mit den brauchbar¬
sten Methoden der Bersuchstechnik bekanntzumachen . Auch die
benachbarte Schweiz und das stammverwandte Kärnten haben
zu dieser Tagung Teilnehmer entsandt .

Zu gleicher Zeit rufen die Versuchsringe im ganzen Lande
zu den Ende Juni schon beginnenden Ringfahrten «ruf , die
bereits den an der Entwicklung des bäuerlichen Versuchsrmg -
wesens interessierten Behörden und Organisationen , in der
Hauptsache aber den Ringmitgliedern und sämtlichen Land¬
wirten Gelegenheit bieten , bei den Gemarkungsrundgängen
der zu besichtigendenRinggemeinden die vielseitige Tätigkeit der
Versuchsringe in ihrem Bestreben für neuzeitliche und fort¬
schrittliche bäuerliche Landwirtschaft kennenzulernen .

Es ist wohl berechtigt, den bäuerlichen Versuchsringen auch
weiterhin eine günstige Entwicklung zu prophezeiten , vor¬
ausgesetzt, dass sich die Landwirte auch samt und sonders
dieses Zysten Instrumentes der Selbsthilfe auch wirksam be¬
dienen . Dies wäre der beste Dans , den unser« Lanowirte ihren
Führern und Beratern für chr« mühevolle Arbeit im Dienste
des Versuchringes abstatten könnten.

Wohl kann der Versuchsring niemals ein Allheilmittel zur
Besserung der Lage in der Landwirtschaft sein , aber er kann
für Tausende badischer Bauern ein Rettungsanker werden^
um auch in schlechten Zeitläuften mit dem geringsten Aufwand
die höchste Produktion zu erzielen und dadurch beitragen , dass
die Rentabilität der Landwirtschaft zum Segen der ganzen
deutschen Volkswirtschaft roieder in geregelte Bahnen gelei¬
tet wird . Eberhard

Dwrerstkein Zeppelin -Feruflug nach Kalifornien
WTB . Frievoichshafen, 20 . Juni . (Tel .) Vom Luftschiff¬

bau Zeppelin wird mitgeteilt : Die Mitteilung , dass mit dem
"**o - 127" ein ununterbrochener Flug nach Kalifornien ge-
Plenrt sei , entspricht nicht den Tatsachen . Wohl hat der Bür -
?" "^ '8er von Long Beach eingeladen , diese Stadt gelegent -
iuh der für diesen Sommer geplanten Luftfahrtausstellung
m

- m
*? 2^ 3 * 127 " zu besuchen , aber diese Einladung konnte

« tt Rücksicht auf bereits feststehende andere Pläne vorerst
Mtckkt angenommen werden.

Zjetsrte Nachrichten
Die Vemübungen um die Regierungs «»

bildung
VDZ . Berlin , 20 . Juni . (Tel .) Abg . Müller -Franken

hatte sihon heute vormittag den übrigen Fraktionsführern
seine Formulierung seines Regierungsprogramms überreicht»
so dass die Fraktionsfitzungen des Zentrums und der Deut¬
schen Volkspartei sich bereits damit beschäftigen konnten . Ge¬
gen 11 Uhr traten die Fraktionen der Deutschen Volkspartei
und des Zentrums zusammen, um das bisherige Ergebnis
der Verhandlungen zu besprechen .

Aus parlamentarischen Kreisen erfährt das Nachrichten¬
bureau des VDZ ., dass Abg . Müller -Franken in seinem Pro¬
gramm nur diejenigen Punkte aufnimmt , in welchen nennens¬
werte Meinungsverschiedenheiten unter den künftigen Koali¬
tionsparteien nicht mehr bestehen. Er dürfte den Berhand -
lungskommissionen der fünf Parteien Vorschlägen , die Be¬
reinigung der übrigen Angelegenheiten dem neuen Reichs-
kabinett zu überlassen, insbesondere die Frage des Panzer¬
kreuzers und die der Amnestie.

Di« Stellungnahme der Fraktionen
Die sozialdemokratische Fraktion nahm in ihrer Sitzung den-

Bericht ihrer Unterhändler über die interfraktionellen Ver¬
handlungen zur Regierungsbildung entgegen. In der Aus¬
sprache wurden insbesondere die Differenzpunkte erörtert , die
in den interfraktionellen Verhandlungen hervorgetreten sind.
Abgesehen von der Frage des Baues des Panzerkreuzers A
bestehen diese Differenzen in folgenden Fragen . Während die
Sozialdenwtratte die sofortige Verabschiedung des im Reichs¬
rat beschlossenen Gesetzentwurfs über die Erklärung des 11.
Augusts zum gesetzlichen Feiertag verlangt , haben dazu bis¬
her nur das Zentrum und die Demokraten ihre grundsätzliche
Zustimmung erklärt . Eine zweite Differenz besteht in der Frage
des Zeitpunktes und des Umfanges der Amnestie. Auch über
die Vorbehalte bei der Ratifizierung des Washingtoner Ab¬
kommens über den Achtstundentag ist bisher noch keine Eini¬
gung erzielt -worden. Stark voneinander abweichende Abwei¬
chungen bestehen auch in der Steuerfrage , wo die Sozialdemo¬
kraten die sofortige Erhöhung des steuerfreien Existenzmini¬
minimums für die kleinen Einkommen verlangt , Die Deutsche
Volkspartei dagegen Senkung ües Tarifs der mittleren Ein¬
kommen- fordert . Schliesslich ist auch bisher keinerlei Ver¬
ständigung bezüglich der Wshnungspslitik erzielt worden . Die
Deutsche Bvlkspartei verlangt den weiteren Abbau der Woh-
nungsziwangswirtschaft, die Sozialdemokratte u . a . Erhaltung
des Meterschutzes und soziales- Miet - und Wohnrecht.

Die Reichstagsfraktion der Deutschen demokratischen Partei
stellt« eine Reihe von Forderungen zusammen , insbesondere
solche auf dem Gebiete des Schulwesens, des Einheitsstaates ,
der Wirtschaftspolitik und der Finanzpolitik .

Die Zentrumsfraktion des preußischen Landtages ' hielt eine
Sitzung ab , an der auch die Führer der Reichstagsfraktion , die
Wgy . v . Guerard und Stegevwald , sowie die drei Zentrums -
min-ister im preuhischen « taatsminifterium teilnahmen . Es
wurden , wie das Nachrichtenbüro des VDZ . weiter meldet,
hervorgehoben, dass auch das Zentrum bereit ist, wie es die Er¬
klärung der Regierungsparteien schon sagte, die Staatsregie -
rung auf die Basis der Großen Koalition zu stelle » . In einer
parteiamtlichen Verlautbarung heisst es : Nach eingehender Er¬
örterung ging die einmütige Auffassung der Fraktion dahin»
dass sie nach wie vor aus dem Standpunkt stehe , eine Erweite¬
rung der preußischen Regierungskoalition könne nur in Frage
kommen, tverm eine nicht zur Koalition- gehörige preussifche
Fraktion den bisherigen Koalitionsparteien ihren Wunsch, in
die Regierungskoalitton einzutreten , zum Ausdruck bringe .
Eine Erklärung über diese Art ist an die Zentrumsftaktion
des preutzischen Landtages herangekommen.

Reichspräsident v. Hindenburg in Hannover
« nd Hitdeshein »

Ä^ B . Hannover , 20 . Juni . Reichspräsident von Hindeu -
bur , ist heute morgen in Begleitung von Ministerialdirektor
Or. Döhle im Salonwagen ags dem hiesigen Hauptbahnhof
eingetroffen , um die Eröffnung der Strecke Hannover (Mis¬
burg )—Peine (Hildesheim) des Mittellandkanals vorzuneh¬
men.

WTB . HildeSheim, 20 . Juni . Reichspräsident v. Hindenburg
traf heute vormittag kurz nach 9 Uhr im Kraftwagen mit
den Herren seiner Begleitung , darunter auch Oberpräsident
Roste , ein . Oberbürgermeister l)r. Ehrlicher begrüsste den
Reichspräsidenten im Namen der Stadt Hildesheim und dankte
für das grosse Interesse , das er an der Eröffnung des Ha¬
fens und an der Stadt Hildesheim nehme.

Der Reichspräsident führte in seiner Erwiderung auS : Heute
erhält Hildesheim, das einst ein wichtiges Mitglied der Hansa
war , den Anschluss an den grossen mitteldeutschen Wasserweg.
Möge dieser Tag den Beginn einer Periode wirffchaftlichen
Aufstiegs und neuer Blüte der Stadt Hildesheim bedeuten .
Das ist mein aufrichtiger Wunsch , mit dem ich Sie , meine
Herren , mit dem ich alle Bürger und Bürgerinnen hier be¬
grübe . Ich freue mich, wiederum sagen zu können : „Es ist
gut sein in Potte ; es ist gut sein in Pottehilusen .

"
Rach der Eintragung in das Goldene Buch nahm der

Reichspräsident, vom Erker des Oberbürgermersterzimmers
aus , den Gesang der auf dem Marktplatz versammelten Hil¬
desheimer Schuljugend entgegen. Hieran schloss sich die Be¬
sichtigung des neuen Kanalhafens bei Steuerivald . — Rach
Verabschiedung der Hildesheimer Herren fuhr dann der
Reichspräsident nach dem unteren Freihafen der grossen An-
derter Schleusenanlagen zur Betriebseröffnung des neuen
Kanals .

• Abbau des Monarchismus
Die Wahlschlacht des 20 . Mai 1028 hat mit einem

Siege der Republik geendet. Das ist eine Tatsache, an der
nienrand mehr zu rütteln versuchen wird . Der Kampf
um die Staatsform ist einstweilen und wahrscheinlich für
immer beendet . Die Frage „Republik oder Monarchie?"

steht nicht mehr zur Debatte . Die Politik Deutschlands
müßte schon merkwürdige Sprünge machen , wenn man
sich die Möglichkeit einer Wiederkehr der Monarchie vor¬
stellen wollte . Und selbst dann würde es sich wohl nur
um einen kurzen Zwischenakt handeln . Mit solchen
Sprüngen ist aber an sich erst garnicht zu rechnen. Mög¬
lich ist schließlich alles , wahrscheinlich nur weniges . Mög¬
lich ist in einer Welt , die sich nur zu gerne in gelegent¬
lichen Torheiten gefällt , auch die Wiederkehr der Monar¬
chie, wahrscheinlich ist sie nicht . Und damit scheidet die
Frage aus der praktischen Diskussion aus .

Die Monarchie ist der historische « Entwicklung zum
Opfer gefallen . Und zwar auf der ganzen Linie . Die
drei großen Kaiserreiche Österreich , Rußland und Deutsch¬
land gibt es nicht mehr. Und , was wir sonst an Herr¬
schern auf dem Throne sehen, das sind mit Ausnahme
von einigen exotischen Fürsten keine Monarchen im wah¬
ren Sinne dieses Wortes . England ist eine gekrönte
Demokratie , in Italien und in Spanien regiert ein Dik¬
tator , und der König führt dort ein mehr oder minder
dekoratives Schattendasein . Der jugostawische und der
rumänische König ist vollkommen von dem. Parlament
und dem Volkswillen abhängig , und das Gleiche gilt für
die Niederlande , für Belgien , Dänemark, Schweden und
Norwegen .

Es gibt heute keinen „Monarchen"
, keinen „Allein "

Herrscher" mehr . Der König erfüllt lediglich noch eine
von der Tradition gebilligte , repräsentative Aufgabe .
Und manchmal hat sich die Institution auch als staats¬
rechtlicher Kitt zu bewähren . So wird es zum Beispiel
den Engländern kaum einfallen , das repräsentative Kö¬
nigtum abzuschaffen. England hat keinen Schaden davon,
sondern vielfachen Nutzen, eben, weil es sich in diesem
Riesenreiche als eine wertvolle , dekorative Einrichtung
von zusammenhaltender Kraft erweist.

Aber nirgends herrscht oder regiert der König . Er
hat noch immer gewisse Vorrechte zeremonieller Art , Vor¬
rechte , die unter Umständen auch politisch und staatsrecht¬
lich bedeutsam werden können. Und, wenn er ein sehr
gescheiter und geschickter Mensch ist, kann er , wie das Bei¬
spiel Edwards VII . von England lehrt, auf der Grund¬
lage seiner königlichen Stellung eine wichtige Tätigkeit
entfalten . Jedoch gerade das Beispiel Edwards VII .
zeigt , wie sehr auch ein intelligenter , moderner König an
den Willen seines Volkes , seines Parlaments und seiner
Minister gebunden ist : die Politik Edwards war , im
Ganzen betrachtet, nichts anderes , als die klare , diploma¬
tische Auswirkung der leitenden offizielle« Politik .

Gewiß haben wir noch hie und da den Alleinherrscher.
Aber bezeichnenderweise ist es niemals der König selbst.
Die Völker würden eine solche Alleinherrschaft auch be¬
stimmt nicht mehr vertragen . Man vergesse im übrigen
nicht, daß jene Diktatoren sämtlich die wirklichen Füh¬
rer der großen Mehrheit ihres Volkes sind : sie regieren
nicht willkürlich gegen die Mehrheit , sondern, getragen
von dem Vertrauen der Mehrheft . Mussolini ist zwei¬
fellos der verehrte Führer des italienischen Volkes in sei¬
ner großen Mehrheit . Die Opposition ist nur verhält¬
nismäßig klein , und die indifferente Mittelschicht hat
jedenfalls noch keine Veranlassung gefunden, sich gegen
Mussolini zu erklären. Ähnlich ist es in der Türkei , ähn¬
lich in Litauen .

Eine Art Ausnahme bildet Sowjetrußland . Dort
herrscht eine kleine Minderheit mit den Mitteln der Will¬
kür über die Masse des Volkes. Aber diese Masse ist
eben auch ein Gebilde eigener Art. Von jeher hat das
russische Volk unter der Knute gestanden. Früher war es
eine weiße , jetzt ist es eine rote Knute. Schüttelt das
russische Volk einmal diesen Geist asiattscher Unterwürfig¬
keit ab, dann wird ckuch das Regiment der roten Knute
erledigt sein .

Jedenfalls ist die Monarchie nicht mehr zeitgemäß , und
sie wird es auch nicht mehr werden. Der Nimbus der
Autoritär , der früher den König und sein Haus umgab
und das Menschliche, ach zu Menschliche vor den Augen
des Volkes verschleierte, ist dahin. Teile des Volkes
hängen ihr Herz auch heute noch gern an königliche Na -

Mit der Beilage : 26 . Amtlicher Bericht über die Verhandlungen de» Badische» Landtags



turen und folgen ihnen bis zu einem gewissen Grade.Aber der Glaube , daß jemand nur deswegen, weil er aus
fürstlichem Geblüte fei , auch fürstlichen Sinnes und Gei¬
stes sein müsse , dieser Glaube hat heute keinen Kurswert
mehr . Er fristet nur noch in jenen, mehr humoristisch
zu nehmenden Kreisen ein Dasein, die zum Ergötzen der
ganzen Welt auf einen Harry Domela hereinfielen.

Der Monarchismus in Deutschland ist tot. Und es ist '
von historischer Bedeutung , - atz ein deutschnationaler
Reichstagsabgeordneter , Herr Lambach , einer der Führer
des Deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes , diese
Tatsache in einem Artikel der „Politischen Wochenschrift "
misdrüelich bestätigt. Die wichtigsten Stellen dieses Ar¬
tikels lauten :

„Dadurch, daß der monarbjstjsche Teil unseres Volkes
Hindenburg zum Reichspräsidenten erkor, ist der Monarchis-mus zu Grabe getragen worden. Ober glaubt ein politisch Ein¬
sichtiger , datz es bei uns über den eigentlichen Anhang des
Abgeordnete» Everling hinaus außerhalb Bayerns nochnennenswerte Spuren eines aktiven, zielklaren Monarchis¬mus gibt ? Der hinter dem Reichspräsidenten aufragendeSchatten des Kaisers und Königs , der jeden anderen überragthätte, überragte einen Hindenburg nicht mehr . Im Gegenteil ,Wilhelm II . verschwand hinter dem großen , frommen , altenHerrn , der jetzt das Reich repräsentiert . Neben seiner Größesank der Nimbus der lebenden Hohenzollern in sich zusammen.Wieviel Millionen treuer Monarchisten die Heirat des Kaisersund die Ehestandale seiner Familienangehörigen zu verbisse¬nen Republikanern gemacht haben , hat die seinerzeitige Ab¬

stimmung über das Vermögen der Fürsten und die letzteReichstagswahl gezeigt. Der Volksentscheid über die Fürsten -
vcrmögen zeigte bereits eindeutig das Sterben des monarcvi-
ftischen Gedankens . . . . Die jüngste Reichstagswahl hat einweiteres Bbsinken der monarchistischen Stimmen gebracht. Derganze Verlust der Deutschnationalen ist ein Verlust des Mo¬narchismus . Gerade , weil sie von der Monarchie als Pro -
grammpunkt in der Politik nichts mehr »vissen wollen, sind dieMittelständler und Bauern und Aufwertler zu anderen Par¬teien übergetreten . Und die Jugend ist deshalb den Deutsch¬nationalen ferngeblieben , weil sie in dieser bürgerlich gewor¬denen Welt der Arbeit und des Sports keinen Erbmonarchenschaffen helfen will. Für die nach 1905 Geborenen find Kaiserund Könige keine geheiligten und unantastbaren Größen mehr.Sie sind für die Jugend zu Film - und Bühnenangelegenheitengeworden. Aus dieser Diagnose der Gegenwart ergeben sichfür den volkslönservatioen Menschen ernste Schlußfolgerungen .Wollen wir in der Deutschnationalen Volkspartei als derSammelstelle auch der volkskonservativen Kräfte nicht das Ge¬burtsjahr 1905 eine unverrückbare Grenze für das Hinein¬wachsen von Jugend werden lassen, dann muß unser Werbe¬ruf in Zukunft lauten können : Monarchisten und Republikaner ,tretet in unsere Reiben . Aus unserer praktischen Neueinstel¬lung zu den Fragen der Staatsform muß die programmatischeFolgerung gezogen werden. Sie muß sogar in der Auswahlder neuen FraktionSkeitung ihren personellen Ausdruck finden ."Es darf nicht unerwähnt bleiben, datz die „Kreuzzei.tung " diesen Ausführungen Lambachs erregt widerspro¬chen hat . Aber dieser Widerspruch wiegt nicht allzu schwer.Natürlich schwärmen die Deutschnationalen keineswegsfür die Republik, für die Weimarer Verfassung und auchdurchaus nicht für eine so betont republikanische Parteiwie die Sozialdemokraten . Aber wahrhaft monarchistischist die Deutschnationale Volkspartei auch nicht mehr.Tie jüngere Generation in ihr jedenfalls betrachtet die

Monarchie als überlebt oder zum mindesten, als eine An¬
gelegenheit, für die man sich nicht weiter zu erregen oder
zu begeistern braucht.

Mit alledem ist nicht gesagt , daß nun der Republik von
seiten der Deutschnationalen keine Gefahr mehr droht.So angenehm liegen die Dinge gewiß nicht . Aber die
große Parole , unter welcher die Deutschnationalen die
Massen des Volkes gegen die Republik und gegen den
heutigen Staat und seine Träger zu sammeln hofften,die Parole der Wiederaufrichtung des Monarchismus ,sie ist nicht mehr vorhanden. Änd immer mehr und mehrwerden sich die Deutschnationalen daran gewöhnen, ihrybesonderen Wünsche im Zeichen der Methoden zu ver¬treten , die auch für die übrigen , parlamentarischen Par¬teien die maßgebenden sind .

Rücktritt der bayrischen Staatsregierung
WTB , München, 20 . Juni . Ministerpräsident l)r. Held hatan den Präsidenten des bayerischen Landtags ein Schrei¬ben gerichtet, worin er mitteÄt, daß die sämtlichen Staats¬minister im Hinblick auf § 59 Abs . 2 der Verfassungsurkundedes Freistaates Bayern beschlossen haben , von ihrem Amte

zurückzutreten . Der Herr Staatssekretär im Staatsministe¬rium für Handel , Industrie und Gewerbe schließt sich fürseine Person dieser Erklärung an . Gemäß 8 66 Abs. 1 der
Verfassungsurkunde werden die Minister bis zur Bildungeines neuen Ministeriums die Geschäfte weiterführen .

Die »Bremen ^.Flieger unterwegs nach Berlin
WTB . Bremen, 20 . Juni . (Tel .) Die „Bremen -Fliegersetzten heute morgen um 10,15 Uhr mit dem Junkersflugzeug„Europa " ihre Reise nach Berlin über Hamburg fort . Die

„Europa "
, die Hauptmann Köhl steuerte, startete um 10,10Uhr und machte noch einige Schleifenflüge über dem Flug¬platz . Das Flugzeug wurde begleitet von einer Vorstaffelvon 6 bis 8 Flugzeugen und einer Nachstaffel in gleicherGröße . Fünf Manuten später erhob sich das große Verkehrs¬flugzeug „Hermann Köhl" der Lufthansa mit den Angehöri-gen der Flieger an Bord, zur gleichen Fahrt nach Hamburg .Die „Europa " fliegt zunächst nach Hamburg , wo eine Zwi¬schenlandung erfolgt , die auf etwa 45 Minuten berechnet ist.

Die Ungewißheit über das Schicksalder »Latham *
WTB . Oslo , 20. Juni . Es liegen noch immer keine Nach¬richten über den Verbleib des französischen Flugzeuges „La-tham " mit Guilbaud und Amnndsen an Bord vor. Die Zei¬tungen stimmen in der Auffassung überein , daß die gesternvon gewisser Seite veröffentlichte Behauptung , Guilbaud undAmundsen hätten Nobile bereits aufgefunden , ihren Ursprungin nichts anderem als einer Hypothese hat und daß in Wirk¬

lichkeit keinerlei Gewißheit vorliegt . Im übrigen glauben dieBlätter , in dem Fehlen von Nachrichten über die „Latham "
noch keinen Grund zur Beunruhigung finden zu müsien.

politische Neuigkeiten
Regierungserklärung im württembergifchen

Landtag
Im württembergischen Landtag gab am Dienstag Staats¬präsident l )r. Bolz eine Erklärung ab, in der er bestritt , daßder Wahlerfolg der Sozialdemokratie eine Verurteilung der

Landespolitik der abgelaufenen Jahre bedeute, die die So¬zialdemokratie zur Führung bestimme. Der Staatspräsidentbesprach dann die Aufgaben der württembergischen Politikund stellte voran die Fragen betreffend das Verhältnis zwi¬schen Reich und Ländern . Die Regierung widerstrebe nichteiner Änderung der Zahl und des Gebietsumfanges der Län¬der, sofern die betroffenen Staaten eine Änderung wünsch¬ten . Sie sei auch zu weitgehender Rechtseinmischung in denLändern auch auf dem Gebiete des Steuerrechts und der Ver¬waltung bereit . Der geeignete Weg hierzu sei aber die Ver¬einbarung der Länder auch unter Führung des Reiches. EinHauptgrund der Mißstände sei die Zuständigkeitsabgrenzung .Es bestehe keine sachliche Notwendigkeit, daß das Reich in im¬mer weitere Verwaltungsausgaben eindringe . Das sei nureine Erschwerung und Verteilung der Verwaltung . Die Re¬gierung kämpfe an gegen die Zentralisierung der Gesetz¬gebungsgewalt und der Verwaltungshoheit .
' Besonders ge¬fahrdrohend seien die Zentralisierungsbestrebungen im Geld¬wesen. Sie bedeuteten eine erhebliche Gefahr für das hei¬mische Geldwesen und die heimische Wirtschaft. Der Staats¬präsident befaßte sich mit den Spezialaufgaben des Land¬tages .

In der Aussprache über die Regierungserklärung betonteder Abg . Keil (Sozdem . ), die seitherige Regierung sei geschla¬gen und habe nach der gesunden Logik der Wähler zurück¬zutreten . Die Sozialdemokraten sprächen der neuen Regie¬rung ihr Mißtrauen aus , und es fei Pflicht der Regierung ,sich um ein Vertrauensvotum zu bewerben.
Die , Amneftiefrage im preußischer» LandtagDer Rechtsausschutz des Preußischen Landtages beschäftigtesich mit zwei Amnestieanträgen . Der eine Antrag fordert Vor¬legung eines preußischen Gesetzes auf Straffreiheit für allewegen politischer Vergehen und Verbrechen in ' Preußen ab¬geurteilten Personen , der zweite Antrag ersucht das Staats¬ministerium , im Reichsrat und bei den Staatsbehörden füreine sofortige volle Amnestie aller von den Gerichten des Rei¬ches und der Länder verurteilten oder verfolgten proletarischenpolitischen Gefangenen einzutreten .
Ministerialdirektor Schäfer erklärte , das Staatsministeriumhabe materiell noch nicht zu der Frage der Amnestie Stellunggenommen . Formell sei es fraglich, ob das Reich berechtigtsei, eine Amnestie zu erlassen, die bindend sei für die Länder .Das preußische Staatsministerium und auch andere Länderständen auf dem Standpunkt , datz nicht das Reich, sondern dieLänder in dieser Frage zuständig seien.
Stävte und kommende Verwaltungsreform
Der Reichsstädtebund teilt mit : „Der Gesamtvorstand deSReichsstädtebundes nahm in seiner Sitzung am Dienstag ein-gehend zu den zur Zeit im Vordergrund des kommunalpoli¬tischen Jntereffes stehenden Fragen der Umgemeindung undder Landkreisreform Stellung . Der Vorstand vertrat ein¬mütig den Standpunkt , datz der schon begonnene Abba« derörtlichen Selbstverwaltung aus staatspolitischen Gründen ab¬zulehnen ist. Der Kampf gegen einen solchen auf falschen Re¬formideen gegründeten Abbau ist kein Jnteressenkampf derkleineren und mittleren Städte , sondern ein Kampf für dieErhaltung und Stärkung einer leistungsfähigen Selbstverwal¬tung überhaupt . Das Ziel einer kommunalen Verwaltungs¬reform kann nicht lediglich in der Schaffung von Großgemein¬den oder Großkreisen bestehen. Als Bindeglied zwischenGroßstadt und flachem Lande sind die Klein - und Mittelstädteals Selbstverwaltungskörper kulturell und wirtschaftlich nichtzu entbehren . Die Reform der Kommunalverwaltung darfnur gelöst werden in Übereinstimmung mit den Grundzügender großen Verwaltungsreform .

"

Die Lage in der Rheinschiffahrt
Durch die Verbindlichkeitserklärung des Schiedsspruches inder Rheinschiffahrt ist die Lage in dem bestreikten Gebiet noch

nicht völlig geklärt. Nur schleppend kommt der Betrieb wiederin Gang , da unter den Arbeitnehmern noch Verhandlungengeführt werden . Die Hafenarbeiter » die sich anfänglich ineinem Sympathiestreik befanden , haben inzwischen eigene
Lohnforderungen gestellt und bleiben bis zur Erledigung die¬
ser Forderungen weiter im Ausstand . Die Rheinschiffahrtbleibt durch den Ausstand der Hafenarbeiter weiter stark be-.
hindert , zumal auch die Kohlenverfrachtung gänzlich stockt,weil sämtliche Kipperanlagen in den Häfen stilliegen. Ein
heute gefällter Schiedsspruch, der für die Hafenarbeiter eine
Lohnerhöhung von 7 Prozent vorsieht, ist von den Parteien
abgelehnt worden.
Erneuter Hastentlastungsatttrag für Rickliu

und Rosse
Der katholische elsäsftsche Landtagsabgeordnete Michel Wal¬ter erklärte , daß er im Hinblick auf die Ablehnung der vorläu¬

figen Haftentlassung der Abgeordneten Ricklin und Rosse sei -
nen in der vergangenen Woche zurückgezogenen Antrag wie¬
deraufnehme und datz er die Freilassung der beiden von derKammer jetzt bestätigten Abgeordneten verlangen werde.

Der französische Senat und das Frauen¬
stimmrecht

Im Verlaufe der Dienstagsitzung des Senats wurde einradikaler Antrag , einen Bericht über das aktiv« und passiveWahlrecht der Frauen auf die Tagesordnung der Sitzung vom6 . Juli zu setzen, mit 176 gegen 123 Stimmen abgelehnt .

Polnische Soldaten fahren durch Ostpreußen . Polen hat nacheinem Abkommen vom 21 . April 1921 das Recht , Milttärzügedurch Ostpreußen fahren zu lassen. Es wird davon zum erstenMale am 27 . Juni mst einem Transport Gebrauch machen ,der über Marienburg und Eylau geleitet wird.
Ankunft der „Freundschaft " in Svuthamptv ». Das ameri¬

kanische Transozeanflugzeug „Friendship " ist in Southampton
eingetroffen .

Befferung der Lage in Chiua . „Daily Telegraph " meldet
aus Peking : Drei Züge gehen jetzt täglich von Peking ab,und der Verkehr bessert sich . Auch in Tientsin beffern sich die
Verhältnisse . Ein mit Russen besetzter Panzerzug der Nord¬
truppen versuchte , di« Eisenbahnbrücke bei der Station Tangku
zu sprengen, aber französische Truppen , die dort postiert
waren , vereitelten diesen Versuch. Der Generalgouverneur
von Schanfi, General Uerchsischan , ist erkrankt , was ange¬
sichts seiner Verdienste um die Aufrechterhaltung der Ord¬
nung sehr bedauert wird . „Morning Post " berichtet aus
Peking , es werde erwartet , daß Tschiankaischek und Fengyuh -
siang nach Peking kommen werden , um eine Konferenz ab¬
zuhalten .

Badischer Teil
Badischer Landtag

DZ . Karlsruhe , 19. Juni .In der nun folgenden
Generalaussprache

nimmt zunächst Abg . Egglrr vom Zentrum das Wort . Er be-cgrüßte die Rechtsangleichung mit Österreich, mit dem uns eineKultur - und Schickfalsgemeinschast verbinden . Im Ausschuß!sei von allen Sesten anerkannt worden, daß in Baden voneiner Vertrauenskrise der Justiz nicht gesprochen werdenkönne. Der Redner beschäftigte sich dann mit der Ausbildungs¬und Vorbereitungszeit der Juristen . Im Hinblick auf eine
Auslassung des „Volksfreund "

, die sich mit dem Fall Erhardbefaßt , meint der Redner , man sollte den Richtern keinen Vor¬
wurf machen , wenn sie auf Grund der Gesetze auf Gewährungvon Gehalt und Pension erkennen müsien. Die Parlamente
möchten den Mut aufbringen , gegen aktiv revolutionär tätigeBeamte und Offiziere zu erkennen, daß sie von Amt undBrot ohne Gehalt und Pension entlassen werden. Er , derRedner , hoffe vom neuen Reichstage, wo die Sozialdemokratieden Hauptteil der Verantwortung trägt , daß dort entsprechend
vorgegongen wird . Wir auf unserer Seite verlangen keine Ge¬
sinnungslumperei , wünschen aber die Anerkennung der Staats¬
form der Republik durch die Beamten und Offiziere . Die
politischen Gefangenen , so fährt Abg . Eggler fort , sind vielfachdie Opfer der Führer , die sich im kritischen Augenblick in de»
Hintergrund verstecken.

Er tritt dann für die Ausdehnung der Laienrechtsprechungein, wünschte Zulassung eines zweiten Richters bei der kleinen
Strafkammer warnte aber davor, daß junge , in den richter¬lichen Funktionen noch nicht selbständige Leute oder zweiteRichter beim Schöffengericht berufen werden . Er wandte sichweiter dagegen, daß bei Vergehen gegen das Branntweinmo¬
nopol die Prozehführung zwar im Lande bleibt , die ausge¬sprochenen Geldstrafen indessen dem Reichsfiskus zufließen .

Abg . Eggler empfindet es als einen großen Mitzstand, datz
beispielsweise von den Offenburger Gerichten geladene Zeugenaus Straßburg infolge des vorgeschriebenen InstanzenwegesBerlin —Paris zwei bis 3 Monate auf sich warten lassen . Sokann deswegen ein seit 1 'A Jahren schwebender Prozeß nicht' zu Ende geführt werden . Das Zentrum ist gegen eine Ver -
reichlichung der Justizverwaltung . Dies würde die Aufhebungder Länderhoheit bedeuten. Auch verkaufe man um den Preisvon einer Ersparnis in Höhe von 148 000 M im Jahr unsere
Justiz nicht. Der von volksparteilicher Seite geforderte Abbau
von Amtsgerichten wäre für weite Bevölkerungsschichten ein
großer Nachteil. Die aufstrebende Stadt Singen wünsche mit
gutem Recht die Errichtung eines Amtsgerichtes und komme
durch Stellung des Gebäudes dem Staate weit entgegen . Di«
Anträge der Kommunisten lehne das Zentrum ab . Es wünscht
Beibehaltung der Familien - neben der Anstaltserziehung . Pro¬
pagandistische Schriften in den Gefängnissen zuzulasien , werdekeinem Justizminister einfallen . Eine Reform der Justizver¬waltung hält der Redner für unzweckmäßig. Er schließt mitdem Ausdruck des Vertrauens in die Tätigkeit der badischen ,Richter und Staatsanwälte . (Beifall im Zentrum .) Gegen HZ
Uhr wird die Weiterberatung auf nachm. 4 Uhr vertagt .

*
In der nachmittags fortgesetzten Anssprache über de«

Justizetat spricht zunächst
Abg . Dr. Schmitthenner fDntl .) . Er führt aus , das Rechtsei heute noch eine gemeinsame Sache des Volkes, geschütztvor Parteipolitik in den festen Schranken des Gesetzes. Wirwollen, daß es so bleibt . Der Richter müsse völlig unabhän¬gig bleiben. Er dürfe weder gewählt noch abgesetzt werden, iDer Abg . Eggler habe das Gute in Baden gerühmt . Mit i

Recht . In der Frage Unitarismus oder Föderalismus gebees in allen Parteilagern Grenzen . Sie dürfe aber nicht zueinem Gegensatz „patriotisch-nichtpatriotisch" gemacht werden.Für die geistige kulturelle Vereinigung mit Österreich treteman auch auf seiner Seite ein . Der Redner fordert den
Schutz der in der Verfassung garantierten fteien Meinungs¬äußerung auch für die Beamten . Er nimmt an . daß der
Abg . Eggler nur jene im Auge hatte , die sich etwa aktiv aneinem gewaltsamen Umsturz beteiligen, nicht aber eine poli¬tische Betätigung , die sich im Rahmen der gesetzlichenSchranken bewegt. (Zustimmung im Zentrum .) Air sindganz damit einverstanden , daß der Strafvollzug bessernd wir¬ken soll , glauben aber, datz wir mit unserer humanen Gesetz¬gebung an der Grenze angelangt sind . Die Amtsgerichte ausden Städten verschwinden zu lassen, wäre ein schwerer Fehler ;sie seien als Kulturzellen zu werten . Bei den Arbeitsgerich¬ten , die sich sehr gut eingeführt haben , möge man auf dieAmtsrobe nicht verzichten. Dem Justizetat wird die deutsch¬nationale Fraktion zustimmen , da sie mit der Rechtspflege inBaden zufticden ist.

Abg . Dr, Waldeck (D . Vpt. ) geht mit dem Vorredner darin
einig , datz das Recht parteipolitisch unbeeinflußt bleiben muß.Die auf dem Wege über Österreich verwirklichten Tendenzender Rechtsangleichung finden unseren Beifall . Wir sehen in
ihr einen erfreulichen Fortschritt . Da nun aber diese Rechts-angleichung immer mehr in die Hände des Reiches übergeht,drängt sich uns der Gedanke der Verreichlichung der Justiz¬verwaltung auf . Es sei richtig, daß mit der Justizhoheit derStaat ein Kernstück seiner Hoheit aufgeben würde . Wir wer¬den uns aber der Entwicklung nicht entgegenstellen können.Warum sbllte sich der Richter nicht überall in gleicher Weisein das Volksleben hineinfinden können? Der Redner betont ,daß ihm aus Baden kein einziger Fall von Rechtsbeugungetwa infolge Abneigung gegen die heutige .staatsform bekannt
geworden sei . Kritik an einem Urteil zu üben sei nur möglich ,wenn man der betr . Verhandlung beigewohnt hat . Abfällige
Auslassungen , wie wir sie dann und wann in der sozial¬
demokratischen Preffe finden , müssen das Vertrauen in die
Rechtsprechung außerordentlich erschüttern . Die Ausbildung
unserer Richter ist gut . Die Staatsanwälte müssen eine ge-
wisse Bewegungsfreiheit haben . Die Unabhängigkeit der Rich¬ter mutz in Amt und Bezeichnung auch dem Rechtsuchcnden
gegenüber zum Ausdruck kommen. Uber die kulturelle Bewer¬
tung der Gerichte besteht kein Zweifel. Zu beklagen ist da
und dort ein langsames Arbeiten in den Kanzleien . Auf dem
Arbeitstisch des Richters darf das Telephon nicht fehlen, eben¬
sowenig wie di« Schreibmaschine für das Hilfspersonal . Datz
Organisationsvertreter als Beauftrage vor Gericht erscheinen,dagegen sei nichts einzuwenden . Das Tempo des Rechtsgangcs
müsse Schritt halten mit dem Tempo der Zeit . Die Institu¬tion des Einzelrichters lege eine schwere Verantwortung auf .
In manchen Fällen werde man darauf sehen müsien, daß der
Einzelrichter eine Persönlichkeit mit reicher Lebenserfahrung
ist. Der zweite Richter für die kleine Strafkammer ist emp¬
fehlenswert . Der Redner bekennt sich als Anhänger der alten
Form des Schwurgerichts . Fehlurteile würden sich nie völlig
ausmerzen lassen . Die Einrichtung der Arbeitsgerichte sei leb¬
haft zu begrüßen . Das Laienelement habe sich hier außer -
ordentlich günstig bewährt . Dem Rechtsanwalt als Organ der
Rechtspflege söllte der Eintritt in den Arbeitsgerichtssaal nicht' verwehrt werden . Der Redner lobt die Loyalität und Objek¬
tivität des Ministers und erklärt sich mit der Justizpflege i»

li



Baden überhaupt restlos zufrieden . Alle ihre Organe hätten
ihre Pflicht erfüllt , wie es das Volt beansprucht.

Abg. Weihmann (Sag .) führt aus , keine Partei habe sich
so nachdrücklich ^

und intensiv mal der Justizpflege beschäftigen
müssen wie die Sozialdemokratie , die man vor 50 Jahren unter
ein Ausnahmegesetz stellte und zwei Jahrzehnte hindurch die
Machtmittel der Justiz ausgiebig spüren ließ . Auch die Mili -

tärjustiz habe ihre Opfer gefordert . Dem Etat stimme die

sozialdemokratische Fraktion zu . Er sei außerordentlich spar¬
sam ausgestellt. Die Arbeitsgerichte haben sich bewährt . Der
Redner wünscht , von dem Recht der Begnadigungen in weitem

Umfange Gebrauch zu machen aus dem Grunde , weil viele

Gesetzesverstöhe auf Unwissenheit, Not u . dgl . zurückzuführen
seien. Bei der Frage der Begnadigung müßten die fogwlen
Gesichtspunkte im Vordergründe stehen. Sensationen bei der
Gerichtsberichterstattung lehnen wir ab. Auf der anderen Seit «

ist das Amt eines Berichterstatters kein leichtes. Die Justiz¬
behörde möge sich mit den Organisationen der Zeitungsver¬
leger und Redakteure darüber ins Benehmen setzen, wie die

Sache besser geregelt werden kann. Der Redner streift kurz
die Kriminalität der Jugentüichen , um sich dann den vom
Gewerbeaussichtsamt festgestellten Verstößen gegen die Arbeits -

zeitverordnnng zuzuwenden . Die ausgesprochenen Strafen
seien viel zu nieder . Den Kommunisten hält der Abg. Weiß¬
mann vor, daß sie kein Recht hätten , über Klassensustiz zu
zetern , wo man in Rußland selbst das Vorhandensein einer
Klassenjustiz offen zugibt . Die kommunistischenAnträge wür¬
den von der sozialdemokratischen Fraktion , weil praktisch un¬
durchführbar , abgelehnt. Zum Strafvollzug gibt der Red¬
ner der Genugtuung Ausdruck, daß das System der Abschrek-

kung überwunden ist und alles getan wird, um bessernd auf
den Sträfling einzuwirken . Zu begrüßen wäre , wenn die

Anregung verwirklicht würde , daß sich Jura -Studierende
einige Wochen mit dem Gang des Strafvollzugs vertraut
machten. Über die Gefangenenzeitung seien die Häftlinge stets
hocherfreut. Die badische Justiz möge in den bewährten Bah¬
nen fortfahren .

Abg. Dr. Wolfhard (Dem .) beklagt die Unübersichtlichkeitder

Gesetzgebung. Die von Reichsminister a . D . Dij Külz ange¬
regte Sammlung müsse wieder ausgenommen werden . Es

sei lebhaft zu begrüßen , daß das neue Strafgesetz eine Att-

gleichung Deutschlands und Österreichs bringt . Die Kultur «
und Schicksalsgemeinschaftmüsse auch nach außen sichtbar wer¬
den . Es empfehle sich auch «in gemeinsames Reichs- und
Staatsangeihörigkeitsgesetz. Der Redner wünscht di« Förde¬
rung der internationalen Rechtskonferenzen und setzt sich für
die Schaffung eines Reichsverwaltungsgerichts ein , ebenso für
allen Ländern gemeinsamen Vorschriften über die Ausbildung
der Juristen . Hierin lägen wichtige Aufgaben des neuen
Reichstages . Die badischen Ausbildungsvorschriften seien als
mustergültig anzusprechen. Notwendig erscheine ein« Ände¬

rung des Preßgesetzes hinsichtlich der Verantwortlichkeit der
Redakteure , die Parlamentarier sind. Es gehe nicht an , daß
die Immunität dazu benutzt wird , ungesühnt schwer belei¬
digende Artikel zu schreiben. Die Emmingersche Reform der

Schöffengerichte habe sich bewährt . Als Vorsitzende dürften
nur ältere erfahrene Richter fungieren . Auch in bezug auf
die Schwurgerichte treffe die Reform das Richtige. Die alte
formalistische Art des Schwurgerichts sei nicht mehr zu halten
gewesen . Die Erklärung der Regierung zum kommunistischen
Amnestieantrag entspricht unserer Auffassung . Die Frage
eines Amtsgerichts für Singen dürfte akut werden , sobald
Radolfzell den dritten Richter braucht . Zu bedauern sei , daß
bis heute noch nicht die Reichsdienststrafordnung verwirklicht
sei . Der Redner bestätigt gleichfalls, daß man in Baden eine

Justizkrise nicht kenne. Die demokratische Fraktion stimme
dem Etat zu.

Abg . Heyman« (Komm.) greift die Rechtsprechung in Baden
heftig an , weil sie nach seiner Auffassung auch der Ausfluß
einer Klassenjustiz sei. Dem Redner gefallen auch nicht die

Methoden der Fürsorgeerziehung und des Strafvollzuges . Er
will, daß den Gefangenen der Empfang eines Lebensmittel¬

paketes im Monat gestattet und den Überzeugungstätern keiner¬
lei Schwierigkeit gemacht wird, eigene Bücher zu erhalten . In

diesem Sinne liegen zwei Anträge der Kommunisten vor.
Weiterberatung Mittwoch vorm. MIO Uhr . Schluß M8 Uhr.

DZ . Karlsruhe , den 20. Juni

Vor Eintritt in die Tagesordnung gibt
Abg . Bock (Komm. ) eine Erklärung ab , aus der hervorgeht ,

daß esi tatsächlich vorgekommen ist, daß ein Landwirt in

Elchesheim den Betrag von SO Mrf als Hochwasserentschädi-

gung vom Finanzamt Rastatt erhalten hat . Der Abg. Bock

sah sich zu seiner Erklärung genötigt, weil seine Angaben vom

11 . Juni bezweifelt und von einem Blatte als Schwindel

bezeichnet worden waren . Er legt nunmehr den betreffenden

Postscheckabschnitt vor.
Das Haus setzt dann die

Aussprache
über den Justizetat fort .

Generalstaatsanwalt Dr. Hafner stellt an der Hand der

Alten Unrichtigkeiten der Mannheimer Arbeiterze,tung " in

bezug auf die kriminellen Verstöße gewisser bereits abgeurteil¬
ter Personen fest .

Dann ergreift Justizminister Dr. Trunk das Wort . Er
dankt dem Abg . Dr. Retzbach und Dr. Wolfhard für die Be¬

handlung der Denkschriften über Fürsorgeerziehung und Ge-

sängniswesen , ebenso für das lebhafte Interesse , das sie bei¬
den Sachgebieten entgegengebracht haben .

Das Justizministerium sei sich bewußt , daß das Volk Träger
der Staatsgewalt ist und werde seine Maßnahmen unter
diesem Gesichtspunkt treffen .

Der Minister spricht auch der Hilfe der Presse bei Ver¬
breitung der in den Denkschriften enthaltenen Gedanken herz¬
lichen Tank aus .

Er wendet sich dann gegen die Kommunisten und frägt ,
was sie mit ihren fortgesetzten Bemäkelungen der Fürsorge¬
erziehung eigentlich bezwecken wollten . Auch in ihrem Äaate
würde es wohl mißratene jugendliche Elemente geben. Die
Kommunisten haben uns mit keinem Wort gesagt, wie man
es besser machen könnte. Unser Land weiß es zu schätzen,
daß es auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehung in Herrn
Prof . Dr. Gregor einen hervorragenden Fachmann besitzt. Der

Minister weist darauf hin , daß sich die Denkschrift über das

Gefängniswesen in bezug auf die Gestaltung des Strafvoll¬
zugs an das Notwendigste nach Maßgabe der zur Verfügung
stehenden Mittel halte .

Nächstens werde eine Umgründung des Vereins für Jugend -

schutz und Gefangenenfürsorge erfolgen mit dem Ziel , daß
sich ein größerer Kreis der Öffentlichkeit in den Dienst der
guten Sache stellen kann. Besonderer Dank gebühre den kari¬
tativen Organisationen der beiden großen Konfessionen, Dank
dafür , daß sie in echt christlichem Geiste auf dem Boden christ¬
licher Liebe sich dem Werke des Jugendschutzes und Gefan -
yenenfürforge widmen (Bravo im Zentrum ) .

Dm badische Justiz erfülle ihre Aufgabe in aufrichtiger Ein -
ftcllung zum Gesetz , in sozial fortgeschrittener Einstellung so-

abzuurteilend « wie gegen rechtsuchende Personen ,
Das Ministerium will, daß sich die badischen Richter und
« aatsvnwaUe gegenüber der Bevölkerung verständig , weit-
Derzig und hilfsbereit zeigen. Mit Ausnahme der Kommu¬

nisten sei man einmütig in dem Urteil , daß daS Vertrauen
in die badische Justiz gerechtfertigt ist . Eine Vertrauenskrise
gibt es in Baden nicht . Dafür kann man sich auch auf Äu¬
ßerungen eines hervorragenden badischen Anwalts , des Reichs-
tagspbgeordnetei , Dr. Ludwig Haas , berufen . Wir werden
auch künftig, ohne politische Erwägungen anzustellen , rein
sachlich und objektiv prüfen , inwieweit für die von badischen
Gerichten abgeurteilten Personen Tinzelgnadenakte zweck¬
mäßig und notwendig find. Wir erklären uns grundsätzlich
gegen die Fortsetzung allgemeiner Gnadenaktionen . Durch
Amnestien erführen Würdige wie Unwürdig« die gleiche Be¬
handlung .

Der Minister wandte sich schließlich Einzelfragen zu . Die
Tätigkeit deS Einzelrichters hat sich durchaus gut bewährt .
Bei einer künftigen Reform könnte man vielleicht die kleine
Strafkammer beseitigen, und als Berufungsinstanz für alle
Schöffengerichtsfälle die große Strafkammer bestimmen.

Vor der Rückkehr zum alten Schwurgericht möchte er , der
Minister , dringend abraten . Wer will, daß die Politik und
andere Einflüsse draußen bleiben, kann den früheren Zustand
nicht wünschen . Von seiten der Geschworenen seien die besten
Zeugnisse für das neue deutsche Schwurgericht abgegeben wor¬
den . Die Zuziehung von Referendaren und Assessoren als
zweite Richter sei schon vor einiger Zeit vom Ministerium
strikte Verbote » worden.

Der Minister teilt im weiteren Verlauf seiner Rede mit ,
daß voraussichtlich am 1 . Juli d . I . die letzte Aufwertungs¬
sonderabteilung ihr Ende finden wird . Bis zum 20. Dezember
1927 sind 24 807 Anträge auf Einleitung eines Verfahrens
gestellt worden. Davon haben 24 087 Fälle Erledigung ge¬
funden . Und zwar war dies in 12244 Fällen ohne Vergleich
und ohne Entscheidung möglich . 8130 Aufwertungsfälle wur¬
den durch Vergleich erledigt. Nur in 3713 Fällen ist eine
Entscheidung getroffen worden. Der Minister spricht in die¬
sem Zusammenhang den badischen Richtern für ihre Arbeit
im Aufwertungsverfahren volle Anerkennung aus .

Er fährt fort , daß zur Beschleunigung des Verfahrens in
Arbeitsgerichtssachen das Möglichste geschehen soll . Recht¬
suchende wie Angeklagte müssen überhaupt möglichst rasch über
ihr Schicksal orientiert werden.

Der Abg . Eggler hat gemeint, eS würde zu viel verhaftet .
Auf meine Veranlassung übt der Generalstaatsanwalt eine in¬
tensive Kontrolle über die Haftverfahren aus . Von 82 759 int
Jahre 1927 aufgekommenen Haftverfahren waren auf Jahres -
schlutz noch 7229 im Gange . Nach diesen Zahlen besteht also
kein Grund zur Klage.

Der Minister gibt der Hoffnung Ausdruck, daß endlich der
Entwurf über die Rechtsverhältnisse des unehelichen Kindes
im Reichstag verabschiedet wird . Zu den Klagen über die
Verzögerung der Prozesse in Offenburg durch das lange Aus¬
bleiben Straßburger Zeugen bemerkt der Redner nach dem
Hinweis , daß die Verhandlungen über den kleinen Grenzver¬
kehr Baden—Elsaß noch nicht abgeschlossen sind, daß Frank¬
reich wohl nie davon abgehen wird, daß die Ladung von
Straßburger Zeugen auf diplomatischem Wege erfolgt .

Die Modernisierung des Bürobetriebes , meint der Minister ,
wäre tatsächlich auch Staatsvereinfachung . Den Wünschen
des Landtags , von der Aufhebung kleiner Amtsgerichte ab¬
zusehen, werden wir Rechnung tragen , ebenso dem Verlan¬
gen, daß unsere Grundbuch- und Notariatsverfassung beibehal¬
ten werden soll. Den Vorschlägen des Bad . Ratschreiberver¬
eins , die auf eine bessere Schulung des Personals hinaus -
laufen ^ werden wir entgegenkommen müssen. Unsere Grund¬
buchorganisation kann nur bestehen, wenn sie materiell gut
durchgeführt ist.

Die Beamten der Notariate haben heute eine weit größere
Arbeitslast als früher zu tragen .

Der Minister berührt schließlich die Frage der Berreich-
lichung der Justizverwaltung lediglich mit dem Hinweise , daß
in diesem Fall das Reich einen absoluten Zuschußbedarf von
7,2 Millionen UM leisten müßte . Wenn aber das Reich wil-
lens wäre , diesen Zuschuß zu übernehmen , also das Land
um den Betrag von 7,2 Millionen %M zu entlasten , dann
müßte das Reich auch imstande sein, im Wege des Finanz¬
ausgleichs das Gleiche zu geben, um so die finanzielle Selb -
stänbigkeit der Länder zu statuieren .

Zum Schluß erklärt der Minister die Bereitwilligkeit der
Justizverwaltung zur Errichtung eines Amtsgerichts in Sin¬
gen. Dabei soll jenes in Radolfzell belassen und nur bezüg¬
lich Engen und Stockach kleine Änderungen getroffen werden .
Er dankt dem Hause für die wohlwollende Behandlung der
badischen Justizverwaltung . Er ist für seine Person wie ins¬
besondere für seine Mitarbeiter außerordentlich befriedigt ,
daß es gelungen ist, das Vertrauen in die Justiz bei allen
Parteien von den Sozialdemokraten bis zu den Deutschnatio¬
nalen zu erringen . So möge es auch in Zukunft bleiben
(Lebhafte Zustimmung ) .

Damit ist die Aussprache beendet.
Das Wort erhält nunmehr Staatspräsident und Innenmini¬

ster Dr/ Rrmmele , der unter großer Spannung im ganzen
Hause Stellung nimmt zu der Erklärung des Abg. Bock ein¬
gangs der Sitzung . Er stellt fest, daß der Landwirt Lorenz
Heck in Elchesheim ausweislich der Bemerkung auf dÄn Post¬
scheckabschnitt die 90 als Rückleistung für Grund - und
Gewerbesteuer erhalten hat (Große Bewegung ) . Als Entschä¬
digung find ihm 30 Proz . des Schadens zugewiesen, davon
15 Proz . bereits ausbezahlt , während die anderen 15 Proz .
nach Genehmigung des Etats zur Auszahlung gelangen . Wir
haben beim Reiche weitere Zuwendungen für die Hochwasser¬
geschädigten beantragt , find aber damit noch nicht durchge¬
drungen . Ich nehme an , daß der Abg . Bock nicht bewußt
die Unwahrheit verkündet hat, stelle aber fest , daß wieder ein¬
mal in völliger Verkennung des Sachverhalts Angriffe gegen
die Regierung , insonderheit gegen den Innenminister , er¬
hoben wurden , lediglich aus Agitationszwecken.

Abg. Kühn (Zentr .) erklärt in persönlicher Bemerkung , daß
man die Behauptungen der Kommunisten auf seiner Seite
richtig eingeschätzt habe. Der Abg . Bock sei das Opfer seines
Irrtums geworden. Er habe auf alle Fälle leichtfertig ge¬
handelt (Lebhafte Zustimmung) .

Abg . Bock erwidert kurz, vermag aber nicht, den ungün¬
stigen Eindruck im Hause abzuschwächen .

Es folgt die Einzelberatung de» Justizetats .
Der kommunistiske Amnestieantrag wird abgrlehnt .
Auf Bemerkungen des Abg . Bock wendet sich
Justizminister Dr. Trunk nochmals gegen die Methoden der

. Arbeiterzeitung "
. Die Justizbeohörde werde sich durch nichts

von der Erfüllung ihrer Pflicht abbringen lassen und dem
Blatte immer Gelegenheit geben, seine Angriffe vor Gericht
zu beweisen. Man werde dann aber auch ba§ Urteil hinneh¬
men müssen (Sehr richtig ! ) .

„Der Grüne Bund". — Die erfolgreichen Bewerber aus der
Gemeinschaft der Feinschmecker um die 25 OO0 Mt der Bur -
geff -Jubilüumsstiftung erhalten statutengemäß die 600 Prä¬
mien bis Anfang Juli 1928. Die alten Verehrer von „Bür¬
ge f s I -Grün "

, der Sektmarke für Kenner seit 1837 , Graf
Zeppelin , Adolf von Menzel, Ernst von Bergmann usw . haben
zahlreiche Nachfolger gefunden : Auch General Nobile hat sich
vor seinem Polarstart in wiederholten Handschreiben als Ver¬

ehrer von „B u r g e f f ! -Grün betannt . H . 791

Der Jugen - sonntag
Die evangelische Kirche feierte am vergangenen Sonnt,rg

ihren Jugendsonntog . Durch zum Teil prächtigen Schmuck der
Kirchen und aktive Beteiligung der kirchlichen Jugendbünde
an der Liturgie wurde dem Gottesdienst eine besonders feier¬
liche Note gegeben. Die Losung dieses Tages galt dieses Jahr
dem Ringen mit einem der schwersten Probleme unserer Zeit ,
um den Sinn der Arbeit. Das war als Thema den Predigte »
im Gottesdienst und als Motto dem Wnzen Tag gegeben mit ,
der durchaus positiven Wegweisung : „Arbeit werde Lich! " .

Am Rachnrittag traf sich eine große Anzahl der eva » g >.U-
schen Jugendbünde unserer Stadt auf dem Platz des Christ¬
lichen Brreins junger Männer im Wildpark. Freude der Kir¬
che an der Jugend und Freude der Jugend an der Kirche , das
soll der Sinn des Jugendsonntags sein , sagte Pfarrer Cin -
wächter in seinem Grußwort ; und von reiner Juaendfreude
und Soilntagsgestaltung füllte sich bald der schattige Platz .
Mit den Speer - und Ballspielen der männlichen, den Reigen
der weiblichen Jugend und mit allerlei Scherz wurde er zum
„lebendigen Rasen " .

Gemeinsame Lieder und kurze Ansprachen der Herren Bun¬
dessekretär Rnpp und Stadtvikar Reichwein gaben einen weihe¬
vollen Abschluß . Herr Rupp nahm das Thema des Tages noch
einmal auf uttt> wies den Weg zu ftöhlicher Arbeit als einem
Stück Persönlichkeit, einem Stück Leben und einem Stück
Ewigkeit. Herr Reichwein zeigte den tiefsten Wert der Arbeit
darin , daß wir Mitarbeiter Gottes sind , und hieß, ww eie
Bäume des Platzes dem Naturgesetz, zur Höhe zu folgen Un¬
ter den Klängen des Posaunenchors zog dann ein fest unab¬
sehbar langer Zug unter großer Anteilnahme der Bevölke¬
rung zum Schießplatz, wo nach einem Schlußlied dir Bünde
auseinandergingen . F . F.

Die La«desversa,n«nlurrg der badischen
Gewerbe- und Handwerkervereinigung

Die in Heidelberg kürzlich abgehaltene und mit einem Be¬
grüßungsabend eingeleitete Tagung des Landesverbandes
badischer Gewerbe- und Handwerkervereimgungen war sehr
stark besucht . Auch die Vertreter der Behörden, darunter der
Regierung , des Landesgewerbeamts , der Handwerkskammer
und der Gewerbelehrer nahmen an der Tagung teil . In der
Landesversammlung am folgenden Tage wurde nach Er¬
ledigung rein geschäftlicher Angelegenheiten die Errichtung
eines dritten Erholungsheimes besprochen , um das sich Bad
Dürrheim bewirbt . Ein Antrag auf Herabsetzung der Frei¬
grenze für die Gewerbeeragsteuer soll in der im Spätjahr in
Baden - Baden abzuhaltenden außerordentlichen Landesver¬
sammlung erörtert werden. Da Rudolf Fischer , Freiburg , aus
Gesnndheits - und Altersrücksichten dos Amt eines stellvertre¬
tenden Präsidenten niedergelegt hatte, muhte eine Neuwahl
vorgenommen werden ; einstimmig wurde der Präsident der
Handwerkskammer Karlsruhe , Eduard Jsrnmann , Bruchsal,
gewählt .

Anschließend an die Hauptversammlung fand ein Festakt
anläßlich des 5V jährigen Bestehens des Landesverbandes statt.
Zu diesem Festakt hatte die badische Regierung Finanzmini «
ster Dr. Schmitt , das Ministerium des Innern ; Oberregie »
rungsrat Huber , das Justizministerium Amtsgerichtsrat Di
Koch entsandt . Ferner waren Vertretungen erschienen für den
Reichskommiffar für das Handwerk und das Kleingewerbe,
für das Landesgewerbeamt , für eine Reihe von Handwerks¬
kammern , Handels - und Gewerbeschulen und für benachbarte
Fachverbände . Nachdem Präsident Jsenmann des Werdegangs
des Landesverbandes während der verflossenen 50 Jahre ge¬
dacht hatte , hielt Präs . Burkarbt die Festrede, in der er erklärte ,
immer mehr ringe sich die Erkenntnis durch, daß die Hand-
werkerfrage eine Bildungsfrage sei . Der junge Handwerker
müsse neben seiner fachlichen Ausbildung auch über gesell¬
schaftliche und höhere Schulbildung verfugen; dann könnten
auch kitlturelle Werte geschaffen werden, die die Industrie
nicht schaffen könne. Dem Handwerk könne mir an der Qua¬
lität gelegen sein.

Namens der badischen Regierung sprach Finanzmimster
Dr. Schmitt . Er erklärt , die Regierung kenne wohl die Nöte
und die Steuerlasten , durch die auch das Hanndwerk betroffen
werde . Die Aufgabe des Staates könne nicht die Konkurrenz
dem Handwerk gegenüber sein , vielmehr müsse der Staat dar .
auf Bedacht nehmen , durch Schaffung und Vergebung von
Arbeiten zu helfen.' Di« Regierung habe bezüglich der Ge-
werbeertragsteuer eine Senkung vorgeschlagen . Das Hand¬
werk sei infolge seiner durchaus staatspolitischen Ziele ein
Anker der heutigen Verfassung und ein wertvolles Binde¬
glied . Den Führern des Handwerks sage die Regierung wärm ,
sten Dank .

Es sprachen weiter Vertreter des Reichswirtschaftsministers
und der befreundeten Landesverbände, die Grüße und Glück¬
wünsche überbrachten. Eine Reihe von Mitgliedern wurde
durch die Verleihung von Ehrenplaketten und Ehrendiplomew
ausgezeichnet . Vorträge des „Liederkranzes" umrahmten den
Festakt .

Dandel und Mirtscbatt
Berliner Tevisennotlerunge«

26 Juni 19 . Juni
*<n> «Ms tald «rief

Amsterdam 100 G. 108 .61 108.95 168.63 168 .93
Kopenhagen 100 Kr. 112 .06 112.28 112 09 112 .31
Italien . . 100 L. 21 .965 22.005 21 .975 22 .015
London . . i Pfd . 20 .394 20.434 20 .402 20.442
New York . 1 D. 4.1795 4.1875 4.1800 4.1880
Paris . . 100 Fr . 16.425 10.465 16.425 16 .465
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling

80.58 80.74 80.57 80.74
58.335 58 .955 58.825 68 .945

Prag . . . 100 Kr- 12.388 12.408 12.383 12 .415

Staatsanzeiger
Maul - und Klauenseuche

Nach Meldungen der Bezirksärzte war am 15. Juni 1928
nur eine Gemeinde und zwar Lezelshurst im Amtsbezirk Kehl
verseucht.

Badisches Statistisches Landesamt

personeller Teil
Ernennungen, Versetzungen. Zuruhesetzungen usw

tat planmätzizr» Beamte»

Aus dem Bereich drS Ministeriums des Inner «
Ernannt :

Zum Gendarmerieoberwachtmeister Gendarmeriehauptwachta
Meister Karl Lutz in Marzell , Amt Müllheim.

Gestorben:
Regierungsrat Dr. Philipp Bauer beim Dtat . Landesamt .

Ministerium des Kultus nnd Unterrichts
Planmätzig angcstellt:

Die außerplanmäßige Pflegerin Elisabeth Kenerer an der
psychiatrischen- und Rervenklinik in Freiburg .



Gemeinde-Brundscbau
Mannheimrr Naturschutzpark. Durch das Vermächtnis de»Geh. RatS Reiß ist die Stadt Mannheim Besitzerin einer 100Hektar großen Rheiuinsel bzw . Halbinsel , benannt nach demehemaligen Besitzer . Dieses Gebiet , zur Hälfte mit Wald be¬deckt . einem Wald, in dem kein Baum gefällt wird , sondernder Baum sich auslebt , Kraut und Unkraut wachsen , wie esihnen gefällt , in dem dreißig Rehe unbeschoffen springen , undan die 900 Fasanen brüten — die Hennen natürlich — undgedeihen, dieses Gebiet wird von der Stadt getreu dem Wil¬len des Schenkers als Naturschutzpark gehegt. ES ist auch eineandere , als die dort geübte Wiesen - und Obstwirtschaft nichtmöglich , da jede» Rheinhochwasser die Insel zum größtenTeil überschwemmt, unbeivohnbar macht, und den Zutritt nurin der trockenen Zeit gestattet . Bisher war der Zugang zurInsel ohnehin auSgeschloffen , soll aber in kurzem jedermanngestattet sein. Der Botaniker wird dann in der wild wach¬senden Flora manche seltene, nur noch hier anzutreffendeheimatliche Pflanzenart vorfinden, u . a . eine seltene Clema¬tis . — Die in einigen Wochen sicherlich wieder herrschendeSchnakenplage wird den Besuch der Reißinsel allerdings zueinem sehr zweifelhaften , jedenfalls sehr flüchtigen Vergnü¬gen machen.

VUcbersnzeige
Bon Liebe, Kuß und Ehe. Bon R . Zoozmann , Preis 2 Mt .Max Heffcs Verlage Berlin W15 . Der Dante -Übersetzer kannauch anders ! In unbefangenster und erfrischend freier Weisehat ZoozMann in flotten öleimen ein Büchlein geschrieben,das wir nicht eigentlich zur kommenden Konfirmation undKommunion empfehlen möchten. Bei seinen italienischenStudien scheint der Autor immer wieder über den KlassikerBoccacio gestolpert zu sein. Es versteht sich bei diesem Autorvon selbst , daß sogar gewagte Witze , schon durch Vers undReim wohltätig gebändigt, Haltung und Geist bewahren .

Aus der Landeshauptstadt
Direktorwahl im StaatStechnikum in Karlsruhe . Gesternfand im Staatstechnikum seitens des Lehrerkollegiums diestatutenmäßige Direktorwahl statt . Als Direktor für dieAmtsperiode 1028/30 wurde Architekt Professor Beck gewählt .

Die Ozeauflieger «uh Karlsruhe . Die „Bremen " -Fliegcr ,die mit so großem Jubel der BevöÜerung deutsche« Boden be¬treten haben, werden , wie bekannt, Bayern unb Württ mberzeinen Besuch abstatten . Der Kliegerbuntz Karlsruhe hat nun .wie die Badische Preffe mitteilt , folgende telegraphische Ein¬ladung an Hauptmann Köhl zum Besuch der badischen Lan¬deshauptstadt nach Bremen gesandt : Der Fliegerbund Karls¬ruhe begrüßt Sie herzlichst bei Ihrer Rückkehr in die Heimatund bittet um Besuch gelegentlich des geplanten Rundfluges .Im Namen von Badens Grenzlandfliegern , FliegerbundKarlsruhe , gez . Gravenstein ."
Die Karlsruher Pferdereunen . Die diesjährigen Rennen de»Karlsruher Reitervereins am Sonntag , den 24 . Juni , ver¬sprechen wieder ausgezeichneten Sport zu bringen . Die Nen¬nungen zu den einzelnen Ausschreibungen sind sehr zahlreicheingegangen . Es sind für 80 Pferde annähernd 100 Unter¬schriften abgegeben worden, ein Resultat , mit dem der Vereinsehr zufrieden sein kann.
Wetternachrichtendienst der Badischen LaudeswetterwarteKarlsruhe . Die Teiltiefs haben sich als Randwirbel dem überdem Balfikum liegenden Tiefdruckgebiet angeschlossen , so daßganz Europa nunmehr unter Tiefdruckeinfluß steht. Einedurchgreifende Besserung steht jedock vorläufig nicht in Aus¬sicht . WettervorauSstwteu für Dounerstaa , de» 21. Juni 1028 :Fortdauer der naßkalten Lvnterung , nur vorübergehend auf¬heiternd . _

Brurze ftacbricfoten ans Laden
DZ . Mannheim , 19. Juni . Die gestern im Bürgerausschuß¬saal tagende Krrisversammlung genehmigte nach längererBeratung den Hauptvoranschlag , der mit einem ungedecktenAufwand von 855 000 ffl ( abicyließt. Bon den gesamten Aus¬gaben in Höhe von 1653 000 Mi entfallen auf die Kr lfeen und Kreiswege 1038 490 Mi , d. h. 62,8 Proz . aller Aus¬gaben . Die erhöhten Aufwendungen hierfür sind notwendiggeworden infolge des ständig zunehmenden Kraftwa ;enver-kehrs, der tine Verbesserung und Verbreiterung des Weg- undStraßennetzes dringend erforderlich macht.bld. Freiburg i. Br ., 20. Juni . Heute früh verschied derlangjährige Redakteur der „Freiburger Tagespost " und desfrüheren „Freiburger Boten " Heinrich Müller . Der Verstor¬bene erreichte ein Alter von 75 Jahren und genoß in Berufs¬kreisen ein hohes Ansehen. Er war Ehrenmitglied der Bezirks-gruppe Oberbaden , im Reichsverband der Deutschen Presse.

Brühl bei Schwetzingen, 20. Juni . Das mitgeteilte Ergebnisder Bürgermeisterwahl beruht auf einem Irrtum . Der bishe¬rige Bürgermeister Pister ist nicht wiedergewühlt worden.bld . Gernsbach, 19. Juni . Die Arbeiten an dem Bahnba «gehen zu Ende . Der Oberbau ist ziemlich auf der ganzen Neu¬baustrecke fertiggestellt. Zwischen Kirschbaumwasen urä» Schön-münzach fehlen nur noch einige Meter . Diese Woche wird >vrZusammenschluß der beide « Schieueustränge Frerckenstadt—Klosterreichenbach—Schönmünzach mit dem von Rastatt —Rau -münzach—Kirschbaumwasen erfolgen . Die Verbindung derbeiden Schienenstränge erfolgt auf badischer Seste . DerBrückenbau bei Schönmünzach geht der Vollendung entgegen.bld. Säckingeu, 18 . Juni . Die Gemeindeverwaltung hat nachlangwierigen Verhandlungen beschlossen, da» Trompeterschlöß¬chen um den Preis von 150000 JM käuflich zu erwerben, vor¬behaltlich der Genehmigung des Bürgerausschusses .DZ . Von der Insel Reichenau, 18. Juni . Bei der am Sams¬tag abend stattgefundenen Bürgermeisterwahl wurde der bis¬herige Bürgermeister Max Stengele wiedergewühlt.

Verschiedenes
10 Todesopfer einer Keffelexplosio ». Wie aus Mexiko ge¬meldet wird, platzte der Dampfkessel einer in einem Vororteliegenden Badeanstalt . 19 Personen wurden getötet , 30 verletzt.Die Gewalt der Explosion war so groß, daß nicht nur zweiGebäude der Anstalt vollständig zerstört wurden , sondern auchdie Häuser in der Umgebung große Sprünge aufweisen .Der Mordfilm als Berräter . Die Berliner Staatsanwalt¬schaft hat sich , wie die „Voss. Ztg .

" erfährt , zu zwei Verhaf¬tungen entschlossen , die das Rätsel um einen der geheimnis¬vollsten der Berliner Kriminalfälle der letzten Jahre zu lichtengeeignet sind. Beamte der Kriminalpolizei erschienen in derWohnung - es Großkaufmanns Johannes Meißner in Lichter-felde-West sowie in der Wohnung der Witwe des unter ge¬heimnisvollen Umständen verstorbenen Grvßkaufmanns HugoPernetta in der Alexanderstraße und nahmen beide unter demdringenden Verdacht, Pernetta im Mai 1927 ermordet zu ha¬ben. fest . Schwerwiegendstes Belastungsmoment ist die Tat¬sache, daß Gleitzner und Frau Pernetta zusammen einen Filmverfaßt hatten , in dem die Mordtat , so wie sie sich abgespielthaben könnte, beschrieben war . Als die Staatsanwaltschaftvon diesem Manuskript Kenntnis erhielt , entschloß sie sich zuerneuter Verhaftung und sagte Meißner auf den Kopf zu,daß er bei dem Tode Pernettas zugegen gewesen sei.
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Unser bndeutender Umsatzsichert Ihnen dauernd
alle Vorteile

beim Einkauf
Sie kaufen bei uns stets

! unübertroffen preiswert jbei grSBter Auswahl
Unsere

HneHWelluiii
ist eine Sehenswürdigkeit !

Den ganzen Tag geöffnet
| Freie Lieferung! Günstige Bedingungen|i Dem Ratenkaufabkommen der Badischen II und BayerischenBeamtenbank angeschlossen!

Holz - gytmann
j Nur Karlstraße Nr . 30 1

KARLSRUHE 6981

Staats - Lotterie
Die Auszahlung der Gewinne aus der3 . Klasse, sowie die Emeueiung der Losezur 4. Klasse der

31 ./257 . Preuß .-Südd . Klassenlotterie
beginnt am

Mittwoohf den 20 . Juni 1928in meinen .beiden Geschäften.Schluß der Erneuerung: 700
8. Juli 1928 .

Badischer Lotterie-
Einnehmer

Karlsruhe I, B.
Hebelstraße 11 und

Waldstraße 38
Telephon 4828

Postscheckk . 17808

Hochbauarbeiten für ein
neues VerwaltungS - und
Magazingebäude im Ab¬
stellbahnhof Freiburg nachden vom ReichSverdin-
gungSauSfchuß aufgestell¬ten allgemeinen Bestim¬
mungen für die Vergebung
vonBauleistüngen öffentlich
zu vergeben- a ) Grab -,Beton-, Eisenbeton- und
Maurerarheiten u- a - Aus-

WMk SMihklnNiiI
in Mannheim .

2. Bekanntmachung .
Mit Zustimmung unserer Aufsichtsbehörde nehmen Wir gemäß Llrt . 84 D .B .O .Hum Aufw -Ges . eine zweite Ausschüttung in Höhe von 5 % deS Goldmark¬wertes der teilnahmeberechtigten Papiermarkpfandbriefe vor-
Dieselbe erfolgt in der Weise, daß auf jeden eingelieferten Ratruschet * Nr . 1die Hälfte des auf demselben angegebenen Goldmarkbetrages in Liquidation ».Pfandbriefen bzw- Zertifikaten mit Zinslauf ab 1. Januar 1028 ausgefolgt wird-Die Ratenscheine sind nach Nummern geordnet bei un » einzureichen; mit»vorzulegen ist ein den Nennbetrag und die Stückzahl der eingereichten Stückeenthaltendes Verzeichnis. Formulare hierfür können bei un » bezogen werden.Sendungen ohne beigelegte Formulare können bei dem großen Geschäfts¬umfang nicht sofort bearbeitet werden und müssen daher vorläufig zurückgelegtwerden.
Eine Verfügung über die eingereichten Ratenscheine ist ausgeschlossen, da diesesofort entwertet werden.
Die Ausreichung bzw- Versendung erfolgt unsererseits fpesenftei der Reihenach nur an den Einreicher der Ratenscheine und wird voraussichtlich etwa EndeMai beginnen .
Werden Ratenscheine Nr - 1 bi» zum Ablauf von 3 Monaten nach der 3 . Ver¬öffentlichung dieser Aufforderung im Deutschen Reichs-Anzeiger nicht eingereicht,so ist die Bank berechtigt, den auf diese Ratenscheine entfallenden Anteil zuhinterlegen , sofern nicht innerhalb der Frist der Antrag auf Einleitung de» Auf¬gebotsverfahrens oder auf Zahlungssperre nachgewiesen ist.
Mannheim , den 19 . Juni 1928. 209

Rheinische Hypothekenbank.

Hub 900 cbm , Beton 1300
cbm , Eisenbeiondecken700
qm , Backsteinmauerwerk600 cbm ; b) Steinhauer¬arbeit (Kunststein! 15 cbm ;c) Schmiedearbeit 750 kg ;d ) Trägerlieferung6 500kg ;e) Zimmerarbeit u . a . Bau¬
holz 95 cbm , Dachschalung700 qm ; f) Dachdeckungs¬arbeiten (Pappdach) 700qm ;g) Blechnerabeiten ; h ) Ent -
wäfferungsarbeiten . Pläneund BedingniSheft beim
Reichsbahnbauamt Frei-bürg, Wilhelmstratze 48 - -,Zimmer 12 zur Einsicht;daselbst auch Abgabe der
Angebotsvordrucke, solangeVorrat reicht ; kein Versand
nach auSwartS . Angebotemit entsprechender Auf.schüft, pottfrei bis 20. VI.1928, 16 Uhr, bei mir ein¬
zureichen. Zuschlagsfrist3 Wochen . Frerburg , den14. Jun » 1928. Reichsbah ».tauutt . N. 278

Donnerstag , 21. Juni 1928
* D BO (Donnerstagmiete )

Th -Gem . 701 —950

von Georg Kaiser
In Szene gesetzt von

Felix Baumbach
Loste Schulze
Catherine Bertram
Jean -Mare Dahlen
Frau Jattefaux

Frauendorfer
Leguerche Brand
Diener Prüter
Anfang 20 Ende 21' /,I . Slang und I . Sperrsitz5 XS

8M. öffentl 6pat« und PMIeihW Mlsrulje
Vermögensdarstellung auf 31. Dezember 1927

Vermögenswerte : 9m
1 . Liegenschaften . . . 73001,002 . Darlehen gegen hypo¬

thekarische Sicherheiten
einschließlich Anlagenim Kontokorrentverkehr 19410831,573 . Wertpapiere . . . . 99734,254 . Schuldschein- u . Bürg -
schaftsdarlehen . . . 2724648,655 . Wechsel . 132259,406. Bankguthaben . . . 1722508,257 . Darlehen auf Fahrnis -
und Wertpapierepfän¬der (Pfandleibkasse) ' . 142995,008 . Anlagen nach 8 11 Zif¬
fer 6 deS Sparkassen¬
gesetzes . 147525,509. Einnahmerückstände . 44555,4610 . Gerätschaften .

’
. . 1,0011 . Kaflenvorrat . . . . 71530,07

Summe 24569590,15

Bervtudttchkeiteur 9m
1 . Guthaben unserer Ein¬

leger .
a) Spareinlagen

19417685,18
b) Giroein -

lagen . 467554683 24093232,012. AnlehenSkapitalien . - 1,003. Ausgaberückstände . . 30181,374. Aufwertungsfonds auf31 . Dezember 1927 . . 300485,375 . Rücklag. auf Ende 1926 139770,686. Reingewinn für 1927 . 5019,22

Summe 24569590,15

Entzifferung de« Rücklagen ans End« 1927 :Reservefonds .Sicherheitsrücklage für das Kontokorrentgeschäft .
Zusammen _ 145 689)90

_ Gewinn - und Verlustrechnung für 1927

99689,90
46000,00

9$jÖ

Toll : 9m '
1 . Zinsen :

a) für Einlagen • • ■ 1146915,72b) für sonstige Schulden 22973,662 . Auf ertragbare Liegen¬
schaften . 10257,473 . Berwaltungskosten :
a) für die Verwaltungs¬

gebäude . 45774,55«inschl. erst« Baucatt aus ton
Umbau mit 30000 X*b) Aufwand zur Durch¬
führung der Aufwer-
tung rund . . . . 95000,00c) Aufwand zur Durch¬
führung der laufenden
Arbeiten . 363 391,48
«btftl . 20000 X* «hatztmt,auf die neue» SaUtermaschine»4. Sonstige Ausgaben . . 4113,145 . Abschreibungen auf er-

worüne Gebäude - . • 1430,166. Reingewinn 1927 . . . 5919,22
Sum me 1695775,40

Karlsruhe , den 27. April 1928 .

Habe« , 9m
Aus ertragbaren Liegen-
schäften . 12552,82Zinsen von Kapitalienu . anderen Forderungen 1551971,34Gebühren und sonstige
Einncchmen . . . . . 131251,24

Summe 1696775,40

De« verwaltuugSrat .

Wir vergeben namens
der Stadtgemeinde Pforz¬
heim und der Kreisver¬
waltung Karlsruhe >m
öffentlichen Wettbewerb

Maßgabe der Ber -na <,
ordnung des Finanzmini
steriums vom 27 . VH .
1922 und 22 . VI . 1926
die Arbeiten und Liefe¬
rungen zur Verbesserungdes Kreisweg » Nr . 20,
Pforzheim —Eifingen auf
Gemarkung Pforzheim u.
Jspringen , und zwar :
a) Gemarkung Pfrrzheim :

1700 cbm Erdbewegung,
470 cbm Gestrick,
200 cbm Kalkstein-

schotter ,
3000 qm Reinplanie .

b) Gemarkung Jspringen :
3600 cbm Erdbewegung,5600 qm Reinplanie ,920 cbm Gestück,660 cbm Kalkstein-

schotter. NL90
Pläne und

liegen auf unserem
schäftSzunmer in
hei» , Schnlberaftaffel -
Nr . 2, zur Einsicht ach
wo auch AngebotSvordr

zum Preise von 3 Ast da»Stück erhältlich sind.
Angebote werde» nur

»egen Barzahlung »der
gegen Bvreinsenduug de»
Betrag » abgegebru, und
find mit der Aufschrift:
„Straßenbau Pforzheim—Eifingen " postfrei hier¬

her einzureichen.
EröffnunchStermin :

Rantag , den 26. Juni1928, vormittag » 10K Uhr.
Zaschlagsfrist : 4 Woche«.

Pforzheim , 14. Juni 1928.
« ad. « affer - »ud

vtraßeudauamt .Druck G . Braun , Karlsruhe
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